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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
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Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 

— Drucksache 525 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ruland 


Der von der Bundesregierung eingebrachte Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Verlängerung der Gel- 
tungsdauer des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 — 
Drucksache 525 — ist federführend vom Wirtschafts- 
ausschuß und mitberatend vom Rechtsausschuß in 
deren Sitzungen vom 5. November 1958 behandelt 
worden. 

Beide Ausschüsse haben der Regierungsvorlage 
zugestimmt und empfehlen dem Bundestag die un- 
verändert'e Annahme des Entwurfs. 

Artikel 1 der Regierungsvorlage enthält unter 
Nr. 1 lediglich eine redaktionelle Änderung des § 1 
Nr. 8 des Wirtsdiaftsstrafgesetzes 1954, die wegen 
einer Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes im 
Jahre 1957 notwendig wurde. 

Artikel 1 Nr. 2 sieht eine Verlängerung der Gel- 
tungsdauer des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 bis 
zum 31. Dezember 1962, also auf weitere vier Jahre, 
vor. 

Beide Ausschüsse haben in diesem Zusammen- 
hang die Frage erörtert, ob überhaupt noch ein Be- 
dürfnis für die Beibehaltung eines selbständigen 
Wirtschaftsstrafgesetzes bestehe. Diese Frage ist 
von den beiden Ausschüssen bejaht worden, weil 
sonst die in § 1 bezeichneten Wirtschaftsverwal- 
tungsgesetze, auf die auch im Rahmen einer sozialen 
Marktwirtschaft nicht verzichtet werden kann, ohne 
Strafbewehrung wären. Es handelt sich dabei ins- 


besondere um die ernährungswirtschaftlichen Markt- 
ordnungsgesetze und um Rechtsvorschriften auf dem 
Gebiet des Verkehrs, nämlich das Güterkraftver- 
kehrsige'sistz und das Ges'etz über den gewerblichen 
Binnenschiffahrtsverkehr, die ohne die Möglichkeit 
einer strafrechtlichen Verfolgung von Verstößen 
gegen ihre Bestimmungen nicht durchgesetzt wer- 
den könnten. Die Bundesregierung hat in den Be- 
ratungen der Ausschüsse dargelegt, daß die genann- 
ten Gesetze auch heute noch von großer praktischer 
Bedeutung sind. Allein in Baden-Württemberg, Bay- 
ern, Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen 
und Schleswig-Holstein sind fast 1400 Bußgeldver- 
fahren wegen Zuwiderhandlungen auf Grund der 
ernährungswirtschaftlichen Marktordnungsgesetze 
eingeleitet worden. In weiteren 209 Fällen von Zu- 
widerhandlungen gegen diese Gesetze prüfen die 
Staatsanwaltschaften dieser Länder, ob eine Straf- 
tat vorliegt. Die Bundesanstalt für Güterfernverkehr 
verzeichnete in der Zeit vom 1. Januar bis 30. Sep- 
tember dieses Jahres 1315 Bußgeldverfahren wegen 
Zuwiderhandlungen gegen § 98 des Güterkraftver- 
kehrsgesetzes. 

Auch die strafrechtliche Blankettvorschrift des § 2 
des Wirtschaftsstrafgesetzes, wonach Zuwiderhand- 
lungen gegen die heute noch bestehenden Preis- 
vorschriften geahndet werden, ist unverändert von 
großer praktischer Bedeutung. Aus dem Zahlen- 
material, das die Bundesregierung hierzu vorgelegt 
hat, ergibt sich, daß in der Zeit vom 1. Januar bis 
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30. September 1958 wegen Zuwiderhandlungen ge- 
gen die Preisvorschriften des § 2 über 10 000 Buß- 
geldbescheide ergangen sind und daß außerdem in 
759 Fällen Mehrerlöse von insgesamt 1 220 000 DM 
eingezogen worden sind. 

Ein in beiden Ausschüssen gestellter Antrag, die 
erforderlichen Straf- und Bußgeldvorschriften in die 
betreffenden Wirtschaftsverwaltungsgesetze einzu- j 
arbeiten, wurde abgelehnt. Maßgebend dafür war j 
die Erwägung, daß es einen Rückschritt bedeute, ; 
wenn die mühsam errungene einheitliche Grundlage 
der Verfolgung und Ahndung von Zuwiderhandlun- 
gen gegen Wirtschaftsstrafgesetze, die sich überdies j 
in der Praxis bewährt habe, aufgegeben v/ürde. 
Auch die Überlegung, daß die Beibehaltung dieser ; 
in der Praxis eingeführten Bestimmungen im Inter- | 
esse einer kontinuierlichen Rechtsprechung liegt, | 
war für die Entscheidung der Ausschüsse mitbe- 
stimmend. Auch die Darlegung der in den Aus- 
schüssen anwesenden Regierungsvertreter, daß die 
Einarbeitung der erforderlichen Straf- und Bußgeld- 
vorschriften in die betreffenden Einzelgesetze bis 
zum Ende dieses Jahres technisch nicht durchführ- 
bar sei, bestimmte die Ausschüsse zu ihrer Ent- 
scheidung. 

Im Mittelpunkt der Beratungen beider Ausschüsse 
stand die Frage, ob sich die im Jahre 1956 als § 2 a 
in das Wirtschaftsstrafgesetz eingeführte Straf- und 
Bußgeldvorschrift gegen Preisüberhöhungen be- 
währt habe, ob sie aufgehoben werden oder in ver- 
änderter oder unveränderter Form beibehalten wer- 
den solle. Nach dem Bericht der Bundesregierung 
sind seit dem Inkrafttreten des § 2 a auf Grund die- 
ser Bestimmung im Bundesgebiet insgesamt 59 Er- 
mittlungsverfahren anhängig gemacht worden; da- 
von sind 33 noch nicht abgeschlossen, in 18 Fällen 
wurde das Verfahren eingestellt, 8 Bußgeldbescheide 
sind ergangen, von denen 4 rechtskräftig geworden 
sind. Gerade die verhältnismäßig geringe Zahl der 
auf Grund des § 2 a anhängig gemachten und ent- 
schiedenen Verfahren war die Veranlassung für die 
besonders intensive Erörterung der Frage der Bei- 
behaltung oder der Abänderung dieser Bestimmung 
in beiden Ausschüssen. So wurde in beiden Aus- 
schüssen beantragt, denjenigen Teil des § 2a zu 
streichen, der seinen Anwendungsbereich auf Ent- 
gelte, die infolge einer Beschränkung des Wett- 
bewerbs oder infolge der Ausnutzung einer wirt- 
schaftlichen Machtstellung oder einer Mangellage 
unangemessen hoch sind, beschränkt, weil diese Ein- 
schränkung die Anwendung der Vorschrift wesent- 
lich erschwere und deshalb die Ursache für die ge- 
ringe Anzahl von Bußgeldverfahren sei. Hiergegen 
wurde u. a. im Wirtschaftsausschuß eingewandt, 
daß auch die rückläufige Preisbewegung ursächlich 
für die geringe Zahl von Bußgeldverfahren sei. 

In den Ausschüssen setzte sich — übrigens in Über- 
einstimmung mit der vorgetragenen Ansicht der 
Bundesregierung — die Auffassung durch, daß allein 
schon das Vorhandensein einer solchen Strafvor- 
schrift gegen Preisüberhöhungen allgemein vor- 
beugend und deshalb preisregulierend wirke. Die 
Vertreter der Bundesregierung bestätigten ausdrück- 
lich, daß sich diese Auffassung in zahlreichen Ge- 


sprächen mit auf Preiserhöhung hinarbeitenden Ver- 
bänden und Firmen bestätigt habe. Auch die Er- 
wägung, daß nur bei einer Störung des Marktes, 
wie sie in § 2 a näher beschrieben ist, ein Preis un- 
angemessen hoch sein kann, war für die Entschei- 
dung der Ausschüsse mitbestimmend, denn ein Preis, 
der sich bei ausgeglichener Marktlage gebildet hat, 
kann nicht unangemessen hoch sein. Insofern sind 
die Tatbestandsmerkmale des § 2 a in seiner gelten- 
den Fassung nicht als eine Einschränkung, sondern 
als eine Klarstellung zu betrachten, die die Vor- 
schrift erst anwendbar macht. Eine Strafvorschrift, 
die lediglich auf den unangemessenen Preis ab- 
stellt, widerspricht im übrigen schon wegen ihres 
generalklauselartigen Charakters rechtsstaatlichen 
Grundsätzen. Es wurde auch darauf hingewiesen, 
daß der Strafrichter durch eine solche Vorschrift 
überfordert wäre. Eine den tatbestandlichen Erfor- 
dernissen genügende Beschreibung der Voraus- 
setzungen, bei deren Vorliegen ein Preis unange- 
messen hoch ist, läßt sich nach Auffassung der Ver- 
treter der Bundesregierung und ebenso nach der 
überwiegenden Auffassung in beiden Ausschüssen 
nach den in der Vergangenheit gemachten Erfah- 
rungen nicht finden. Die Versuche, klar formulierte 
Tatbestandsmerkmale zu finden, mußten scheitern, 
weil es nicht erreichbar erscheint, in den Rahmen 
eines anwendbaren Straftatbestandes alle volkswirt- 
schaftlichen und betriebswirtschaftlichen Faktoren, 
die zu einem unangemessenen Preis führen können, 
zu erfassen. 

Auch der Antrag, in § 2 a statt einer Straf- und 
Bußgeldvorschrift gegen Preisüberhöhungen nur 
eine Bußgeldvorschrift zu schaffen und bei einer 
solchen Ausgestaltung des Tatbestandes in eine 
I reine Ordnungswidrigkeit lediglich auf die Unange- 
; messenheit des Preises abzustellen, fand in beiden 
I Ausschüssen nicht die Zustimmung der Mehrheit. 

I Die Mehrheit der Ausschüsse teilte vielmehr die 
I Auffassung der Vertreter der Bundesregierung, daß 
^ die Bedenken, den unbestimmten Begriff des unan- 
I gemessenen Entgelts zum Kern eines Straftatbestan- 
! des zu machen, in gleicher Weise gegenüber einem 
j Bußgeldtatbestand mit einem so unbestimmten In- 
halt bestehen, weil auch Bußgeldvorschriften zum 
I Strafrecht im weiteren Sinne gehören. 

Im übrigen bestand Übereinstimmung, daß trotz 
j des weitreichenden Anwendungsbereiches der Buß- 
I geldvorschriften des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
1 beschränkungen ein Bedürfnis für die Weitergeltung 
i des § 2 a des Wirtschaftsstrafgesetzes besteht, weil 
die Anwendungsbereiche beider Gesetze sich nicht 
völlig decken und weil deshalb manchen Fällen 
mißbräuchlicher Preisbildung, jedenfalls gegenwär- 
tig, mit dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen noch nicht ausreichend begegnet werden 
I könne. Die von der Bundesregierung hierzu befrag- 
' ten Landesjustizverwaltungen haben diese Auf- 
fassung geteilt. Es muß der Rechtsprechung über- 
lassen bleiben, im Einzelfall das Verhältnis zwischen 
§ 2 a des Wirtschaftsstrafgesetzes und den Bußgeld- 
vorschriften des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen zu klären. 
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Der Rechtsausschuß und der Wirtschaftsausschuß 
haben nach Ablehnung der erwähnten Änderungs- 
vorschläge mit großer Mehrheit die Beibehaltung 
des § 2 a in der bisherigen Fassung beschlossen. 

Zu Artikel 2 und 3 der Regierungsvorlage ist 
nichts zu bemerken. Artikel 2 enthält die Berlin- 


Klausel und die negative Saar-Klausel, Artikel 3 die 
Regelung des Zeitpunktes des Inkrafttretens des Ge- 
setzes. 

Die Verabschiedung des Verlängerungsgesetzes 
ist sehr dringlich, weil andernfalls das Wirtschafts- 
strafgesetz 1954 am 31. Dezember dieses Jahres 
außer Kraft treten würde. 


Bonn, den 14. November 1958 

Ruland 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 525 — unverändert 
nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 5. November 1958 

Der Wirtschaftsausschuß 


Dr. Hellwig 

Vorsitzender 


Ruland 

Berichterstatter 



